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Artikel 9

In der Erkenntnis, dass nationale Menschenrechts-
institutionen bei der Förderung der Menschenrechtsbildung
und -ausbildung eine wichtige, bei Bedarf auch koordinieren-
de Rolle spielen können, unter anderem durch die Sensibili-
sierung und Mobilisierung maßgeblicher öffentlicher und pri-
vater Akteure, sollen die Staaten die Schaffung, Weiterent-
wicklung und Stärkung wirksamer und unabhängiger nationa-
ler Menschenrechtsinstitutionen im Einklang mit den Grund-
sätzen betreffend die Stellung nationaler Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte („Pariser
Grundsätze“)133 fördern.

Artikel 10

1. Bei der Förderung und Bereitstellung von Menschen-
rechtsbildung und -ausbildung kommt verschiedenen Akteu-
ren der Gesellschaft, darunter Bildungseinrichtungen, den Me-
dien, Familien, örtlichen Gemeinschaften, zivilgesellschaftli-
chen Institutionen, einschließlich nichtstaatlicher Organisatio-
nen, Menschenrechtsverteidigern und dem Privatsektor, eine
wichtige Rolle zu.

2. Die zivilgesellschaftlichen Institutionen, der Privatsek-
tor und die anderen maßgeblichen Interessenträger werden er-
mutigt, eine angemessene Menschenrechtsbildung und -aus-
bildung für ihr Personal zu gewährleisten.

Artikel 11

Die Vereinten Nationen und die internationalen und re-
gionalen Organisationen sollen ihren zivilen Bediensteten
und dem im Rahmen ihrer Mandate dienenden Militär- und
Polizeipersonal eine Menschenrechtsbildung und -ausbildung
gewähren.

Artikel 12

1. Die nationalen Anstrengungen zur Umsetzung von
Menschenrechtsbildung und -ausbildung sollen durch inter-
nationale Zusammenarbeit auf allen Ebenen unterstützt und
gestärkt werden, gegebenenfalls auch auf lokaler Ebene.

2. Ergänzende und koordinierte Anstrengungen auf inter-
nationaler, regionaler, nationaler und lokaler Ebene können
zu einer wirksameren Umsetzung von Menschenrechtsbil-
dung und -ausbildung beitragen.

3. Die Bereitstellung freiwilliger Mittel für Projekte und In-
itiativen auf dem Gebiet der Menschenrechtsbildung und -aus-
bildung soll gefördert werden.

Artikel 13

1. Die internationalen und regionalen Menschenrechtsme-
chanismen sollen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats der
Menschenrechtsbildung und -ausbildung in ihrer Arbeit
Rechnung tragen.

2. Die Staaten werden ermutigt, in ihre Berichte an die ein-
schlägigen Menschenrechtsmechanismen gegebenenfalls In-

formationen über die von ihnen ergriffenen Maßnahmen auf
dem Gebiet der Menschenrechtsbildung und -ausbildung auf-
zunehmen.

Artikel 14

Die Staaten sollen geeignete Maßnahmen zur wirksa-
men Umsetzung und Weiterverfolgung dieser Erklärung tref-
fen und die dafür erforderlichen Mittel zur Verfügung stellen.

RESOLUTION 66/138

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/457,
Ziff. 20)134.

66/138. Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes betreffend ein Mitteilungs-
verfahren

Die Generalversammlung, 

mit Anerkennung davon Kenntnis nehmend, dass der
Menschenrechtsrat mit seiner Resolution 17/18 vom 17. Juni
2011135 das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über
die Rechte des Kindes betreffend ein Mitteilungsverfahren
angenommen hat, 

1. nimmt das in der Anlage zu dieser Resolution ent-
haltene Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend ein Mitteilungsverfahren an; 

2. empfiehlt, dass das Fakultativprotokoll im Rahmen
einer 2012 abzuhaltenden Unterzeichnungszeremonie zur
Unterzeichnung aufgelegt wird, und ersucht den Generalse-
kretär und die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für
Menschenrechte, die notwendige Unterstützung zu gewähren.

Anlage

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes betreffend ein Mitteilungsverfahren*

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls, 

in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Ver-
einten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung
der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft inne-

133 Resolution 48/134, Anlage.

134 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Bangladesch, Belgien, Bolivien (Plu-
rinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Chile, Costa
Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland,
Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Italien, Japan, Jordanien,
Kasachstan, Kroatien, Liechtenstein, Luxemburg, Malediven, Mali, Ma-
rokko, Montenegro, Österreich, Panama, Peru, Polen, Portugal, Senegal,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-Leste, Tsche-
chische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Staa-
ten von Amerika und Zypern. 
135 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session,
Supplement No. 53 (A/66/53), Kap. I.
* Zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz ab-
gestimmte Übersetzung vom 18. Juni 2012.
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wohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlich-
keit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit
und Frieden in der Welt bildet,

davon Kenntnis nehmend, dass die Vertragsstaaten des
Übereinkommens über die Rechte des Kindes (im Folgenden
als „Übereinkommen“ bezeichnet) die darin festgelegten
Rechte für jedes ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Kind
ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der
Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethni-
schen oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, einer Behinde-
rung, der Geburt oder dem sonstigen Status des Kindes, seiner
Eltern oder seines Vormunds anerkennen,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfrei-
heiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen
und miteinander verknüpft sind,

außerdem in Bekräftigung des Status des Kindes als
Träger von Rechten und als Mensch mit Würde und sich ent-
wickelnden Fähigkeiten,

in der Erkenntnis, dass die besondere und abhängige Si-
tuation von Kindern ihnen beim Einlegen von Rechtsbehelfen
wegen einer Verletzung ihrer Rechte erhebliche Schwierig-
keiten bereiten kann,

in der Erwägung, dass dieses Protokoll die nationalen
und regionalen Mechanismen verstärken und ergänzen wird,
die es Kindern ermöglichen, Beschwerden wegen einer Ver-
letzung ihrer Rechte einzulegen,

in der Erkenntnis, dass das Wohl des Kindes beim Ein-
legen von Rechtsbehelfen wegen einer Verletzung der Rechte
des Kindes ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt
sein sollte und dass dabei auf allen Ebenen der Notwendigkeit
kindgerechter Verfahren Rechnung getragen werden sollte,

die Vertragsstaaten dazu ermutigend, geeignete nationa-
le Mechanismen einzurichten, um einem Kind, dessen Rechte
verletzt wurden, den Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen
auf innerstaatlicher Ebene zu ermöglichen,

unter Hinweis auf die wichtige Rolle, die die nationalen
Menschenrechtsinstitutionen und andere mit der Förderung
und dem Schutz der Rechte des Kindes betraute zuständige
Fachinstitutionen in dieser Hinsicht spielen können,

in der Erwägung, dass es zur Verstärkung und Ergän-
zung dieser nationaler Mechanismen und zur weiteren Ver-
besserung der Durchführung des Übereinkommens und gege-
benenfalls der dazugehörigen Fakultativprotokolle betreffend
den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die
Kinderpornographie sowie betreffend die Beteiligung von
Kindern an bewaffneten Konflikten angebracht wäre, dem
Ausschuss für die Rechte des Kindes (im Folgenden als „Aus-
schuss“ bezeichnet) die Wahrnehmung der in diesem Proto-
koll vorgesehenen Aufgaben zu ermöglichen,

haben Folgendes vereinbart:

Teil I
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Zuständigkeit des Ausschusses für die Rechte des Kindes

1. Ein Vertragsstaat dieses Protokolls erkennt die in diesem
Protokoll vorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses an.

2. Der Ausschuss übt seine Zuständigkeit gegenüber ei-
nem Vertragsstaat dieses Protokolls nicht in Angelegenheiten
aus, die die Verletzung von Rechten aus einer Übereinkunft
betreffen, der dieser Staat nicht als Vertragspartei angehört.

3. Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen, die ei-
nen Staat betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.

Artikel 2
Allgemeine Grundsätze für die Wahrnehmung der
Aufgaben des Ausschusses

Bei der Erfüllung der ihm durch dieses Protokoll über-
tragenen Aufgaben lässt sich der Ausschuss vom Grundsatz
des Wohls des Kindes leiten. Er trägt außerdem den Rechten
sowie der Meinung des Kindes Rechnung, wobei die Mei-
nung des Kindes angemessen und entsprechend dem Alter
und der Reife des Kindes zu berücksichtigen ist.

Artikel 3
Verfahrensordnung

1. Der Ausschuss gibt sich eine Verfahrensordnung, die
bei der Erfüllung der ihm durch dieses Protokoll übertragenen
Aufgaben zu beachten ist. Dabei berücksichtigt er insbeson-
dere Artikel 2, um zu gewährleisten, dass die Verfahren kind-
gerecht sind.

2. Der Ausschuss nimmt in seine Verfahrensordnung
Schutzbestimmungen auf, um einer Manipulation des Kindes
durch diejenigen, die in seinem Namen handeln, vorzubeu-
gen; er kann die Prüfung jeder Mitteilung ablehnen, die seiner
Auffassung nach nicht dem Wohl des Kindes entspricht.

Artikel 4
Schutzmaßnahmen

1. Ein Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass seiner Hoheitsgewalt unterstehende Ein-
zelpersonen nicht infolge einer Mitteilung an oder einer Zu-
sammenarbeit mit dem Ausschuss einer Menschenrechtsver-
letzung, Misshandlung oder Einschüchterung ausgesetzt wer-
den.

2. Die Identität einer betroffenen Einzelperson oder Perso-
nengruppe darf ohne deren ausdrückliche Zustimmung nicht
öffentlich bekannt gemacht werden.

Teil II
Mitteilungsverfahren

Artikel 5
Mitteilungen von Einzelpersonen

1. Mitteilungen können von oder im Namen einer der Ho-
heitsgewalt eines Vertragsstaats unterstehenden Einzelperson
oder Personengruppe eingereicht werden, die behauptet, Op-
fer einer Verletzung eines Rechts aus einer der nachstehenden
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Übereinkünfte, denen der Staat als Vertragspartei angehört,
durch diesen Vertragsstaat zu sein:

a) dem Übereinkommen;

b) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen be-
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornographie;

c) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen be-
treffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Kon-
flikten.

2. Wird eine Mitteilung im Namen einer Einzelperson oder
Personengruppe eingereicht, so hat dies mit ihrer Zustim-
mung zu geschehen, es sei denn, der Verfasser kann rechtfer-
tigen, ohne eine solche Zustimmung in ihrem Namen zu han-
deln.

Artikel 6
Vorläufige Maßnahmen

1. Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer Mit-
teilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst ge-
troffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Ge-
such zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefor-
dert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die unter
außergewöhnlichen Umständen gegebenenfalls erforderlich
sind, um einen möglichen nicht wiedergutzumachenden
Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung
abzuwenden.

2. Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz 1 aus, so
bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der
Mitteilung oder in der Sache selbst.

Artikel 7
Zulässigkeit

Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für unzulässig,

a) wenn sie anonym ist;

b) wenn sie nicht schriftlich eingereicht wird;

c) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einrei-
chung solcher Mitteilungen darstellt oder mit den Bestim-
mungen des Übereinkommens und/oder der dazugehörigen
Fakultativprotokolle unvereinbar ist;

d) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss unter-
sucht worden ist oder in einem anderen internationalen Unter-
suchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist
oder geprüft wird;

e) wenn nicht alle zur Verfügung stehenden inner-
staatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt
nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung solcher
Rechtsbehelfe unangemessen lange dauert oder keine wirksa-
me Abhilfe erwarten lässt;

f) wenn die Mitteilung offensichtlich unbegründet ist
oder nicht hinreichend begründet wird;

g) wenn die der Mitteilung zugrunde liegenden Tat-
sachen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betref-
fenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie
auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen;

h) wenn die Mitteilung nicht innerhalb eines Jahres
nach der Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe ein-
gereicht wird, außer in Fällen, in denen der Verfasser nach-
weisen kann, dass eine Einreichung innerhalb dieser Frist
nicht möglich war.

Artikel 8
Übermittlung der Mitteilung

1. Sofern nicht der Ausschuss eine Mitteilung für unzuläs-
sig erachtet, ohne sich dabei an den betreffenden Vertrags-
staat zu wenden, bringt er jede ihm nach diesem Protokoll zu-
gegangene Mitteilung dem betreffenden Vertragsstaat so bald
wie möglich vertraulich zur Kenntnis.

2. Der Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss schriftli-
che Erklärungen oder Darlegungen zur Klärung der Sache
und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnah-
men. Der Vertragsstaat übermittelt seine Antwort so bald wie
möglich innerhalb von sechs Monaten.

Artikel 9
Gütliche Einigung

1. Der Ausschuss stellt den beteiligten Parteien seine guten
Dienste zur Verfügung, um in der Sache eine gütliche Eini-
gung auf der Grundlage der Achtung der in dem Übereinkom-
men und/oder den dazugehörigen Fakultativprotokollen nie-
dergelegten Verpflichtungen herbeizuführen.

2. Mit Zustandekommen einer gütlichen Einigung unter
der Ägide des Ausschusses wird die Prüfung der Mitteilung
nach diesem Protokoll eingestellt.

Artikel 10
Prüfung der Mitteilungen

1. Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Protokoll zu-
gegangenen Mitteilungen so schnell wie möglich unter Be-
rücksichtigung aller ihm unterbreiteten Unterlagen, wobei
diese Unterlagen den betreffenden Parteien zuzuleiten sind.

2. Der Ausschuss berät über die ihm nach diesem Protokoll
zugegangenen Mitteilungen in nichtöffentlicher Sitzung.

3. Hat der Ausschuss um vorläufige Maßnahmen ersucht,
führt er die Prüfung der Mitteilung beschleunigt durch.

4. Bei der Prüfung von Mitteilungen, in denen Verletzun-
gen wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Rechte behaup-
tet werden, prüft der Ausschuss die Angemessenheit der von
dem Vertragsstaat im Einklang mit Artikel 4 des Überein-
kommens getroffenen Maßnahmen. Dabei berücksichtigt der
Ausschuss, dass der Vertragsstaat zur Verwirklichung der in
dem Übereinkommen niedergelegten wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Rechte eine Reihe möglicher Maßnahmen
treffen kann.

5. Nachdem der Ausschuss eine Mitteilung geprüft hat,
übermittelt er den betreffenden Parteien umgehend seine Auf-
fassungen zusammen mit etwaigen Empfehlungen.

Artikel 11
Folgemaßnahmen

1. Der Vertragsstaat zieht die Auffassungen des Ausschus-
ses zusammen mit etwaigen Empfehlungen gebührend in Er-
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wägung und unterbreitet dem Ausschuss eine schriftliche
Antwort, einschließlich Angaben über alle unter Berücksich-
tigung der Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses
getroffenen und ins Auge gefassten Maßnahmen. Der Ver-
tragsstaat übermittelt seine Antwort so bald wie möglich in-
nerhalb von sechs Monaten.

2. Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, wei-
tere Angaben über alle Maßnahmen vorzulegen, die der Ver-
tragsstaat als Reaktion auf die Auffassungen oder Empfeh-
lungen des Ausschusses getroffen hat, oder gegebenenfalls
über die Anwendung einer Vereinbarung zur gütlichen Eini-
gung; soweit es vom Ausschuss als geeignet erachtet wird,
schließt dies auch Angaben in den späteren Berichten des
Vertragsstaats nach Artikel 44 des Übereinkommens, nach
Artikel 12 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen be-
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornographie oder nach Artikel 8 des Fakultativ-
protokolls zum Übereinkommen betreffend die Beteiligung
von Kindern an bewaffneten Konflikten ein.

Artikel 12
Zwischenstaatliche Mitteilungen

1. Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann jederzeit erklä-
ren, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses für die Entge-
gennahme und Prüfung von Mitteilungen anerkennt, in denen
ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat
komme seinen Verpflichtungen aus einer der folgenden Über-
einkünfte, deren Vertragspartei er ist, nicht nach:

a) dem Übereinkommen;

b) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen be-
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornographie;

c) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen be-
treffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Kon-
flikten.

2. Der Ausschuss darf keine Mitteilungen entgegenneh-
men, die einen Vertragsstaat betreffen oder von einem Ver-
tragsstaat ausgehen, der keine derartige Erklärung abgegeben
hat.

3. Der Ausschuss stellt den beteiligten Vertragsstaaten sei-
ne guten Dienste zur Verfügung, um in der Sache eine gütli-
che Regelung auf der Grundlage der Achtung der in dem
Übereinkommen und den dazugehörigen Fakultativprotokol-
len niedergelegten Verpflichtungen herbeizuführen.

4. Eine Erklärung nach Absatz 1 wird von den Vertrags-
staaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
legt; dieser übermittelt den anderen Vertragsstaaten Abschrif-
ten davon. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den
Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen
werden. Eine solche Rücknahme berührt nicht die Prüfung ei-
ner Sache, die Gegenstand einer nach diesem Artikel bereits
übermittelten Mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation
über die Rücknahme der Erklärung beim Generalsekretär
wird keine weitere Mitteilung eines Vertragsstaats entgegen-
genommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine
neue Erklärung abgegeben hat.

Teil III
Untersuchungsverfahren

Artikel 13
Untersuchungsverfahren im Falle schwerwiegender oder 
systematischer Verletzungen

1. Erhält der Ausschuss glaubhafte Angaben, die auf
schwerwiegende oder systematische Verletzungen der in dem
Übereinkommen oder den dazugehörigen Fakultativprotokol-
len betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitu-
tion und die Kinderpornographie oder betreffend die Beteili-
gung von Kindern an bewaffneten Konflikten niedergelegten
Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert der
Ausschuss den Vertragsstaat auf, bei der Prüfung dieser An-
gaben mitzuwirken und zu diesem Zweck umgehend zu den
Angaben Stellung zu nehmen.

2. Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von
dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnah-
men sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden
glaubhaften Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder
beauftragen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm so-
fort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit
Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Ho-
heitsgebiet einschließen.

3. Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzufüh-
ren; die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfah-
rensstufen anzustreben.

4. Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen
Untersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit
etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen umgehend dem
betreffenden Vertragsstaat.

5. Der Vertragsstaat unterbreitet so bald wie möglich in-
nerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom Ausschuss
übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen
dem Ausschuss seine Stellungnahmen.

6. Nachdem das Verfahren hinsichtlich einer Untersu-
chung gemäß Absatz 2 abgeschlossen ist, kann der Ausschuss
nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats beschlie-
ßen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Verfahrens in
seinen in Artikel 16 vorgesehenen Bericht aufzunehmen.

7. Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeich-
nung oder Ratifikation dieses Protokolls oder seines Beitritts
dazu erklären, dass er die in diesem Artikel vorgesehene Zu-
ständigkeit des Ausschusses bezüglich der Rechte, die in eini-
gen oder allen der in Absatz 1 genannten Übereinkünfte nie-
dergelegt sind, nicht anerkennt.

8. Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 7
abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an
den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Noti-
fikation zurücknehmen.

Artikel 14
Folgemaßnahmen nach dem Untersuchungsverfahren

1. Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des
in Artikel 13 Absatz 5 genannten Zeitraums von sechs Mona-
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ten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die
Maßnahmen zu unterrichten, die als Reaktion auf eine nach
Artikel 13 durchgeführte Untersuchung getroffen oder ins Au-
ge gefasst wurden.

2. Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, wei-
tere Angaben über alle Maßnahmen vorzulegen, die der Ver-
tragsstaat als Reaktion auf eine nach Artikel 13 durchgeführte
Untersuchung getroffen hat; soweit es vom Ausschuss als ge-
eignet erachtet wird, schließt dies auch Angaben in den späte-
ren Berichten des Vertragsstaats nach Artikel 44 des Überein-
kommens, nach Artikel 12 des Fakultativprotokolls zum
Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die
Kinderprostitution und die Kinderpornographie oder nach Ar-
tikel 8 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen betref-
fend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten
ein.

Teil IV
Schlussbestimmungen

Artikel 15
Internationale Unterstützung und Zusammenarbeit

1. Der Ausschuss kann mit Zustimmung des betreffenden
Vertragsstaats den Sonderorganisationen, Fonds und Pro-
grammen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen
Stellen seine Auffassungen oder Empfehlungen zu Mitteilun-
gen und Untersuchungen, die einen Bedarf an fachlicher Be-
ratung oder Unterstützung erkennen lassen, übermitteln und
etwaige Stellungnahmen und Vorschläge des Vertragsstaats
zu den Auffassungen oder Empfehlungen beifügen.

2. Der Ausschuss kann diesen Stellen außerdem mit Zu-
stimmung des betreffenden Vertragsstaats alles aus den nach
diesem Protokoll geprüften Mitteilungen zur Kenntnis brin-
gen, was ihnen helfen kann, in ihrem jeweiligen Zuständig-
keitsbereich über die Zweckmäßigkeit internationaler Maß-
nahmen zu entscheiden, die den Vertragsstaaten dabei behilf-
lich sein können, Fortschritte bei der Verwirklichung der in
dem Übereinkommen und/oder den dazugehörigen Fakulta-
tivprotokollen anerkannten Rechte zu erzielen.

Artikel 16
Bericht an die Generalversammlung

Der Ausschuss nimmt in seinen nach Artikel 44
Absatz 5 des Übereinkommens alle zwei Jahre der General-
versammlung vorzulegenden Bericht eine Zusammenfassung
seiner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf.

Artikel 17
Verbreitung des Fakultativprotokolls und Informationen 
über das Fakultativprotokoll 

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, dieses Protokoll
weithin bekannt zu machen und zu verbreiten und Erwachse-
nen wie auch Kindern, einschließlich solcher mit Behinde-
rungen, durch geeignete und wirksame Mittel und in barrie-
refreien Formaten den Zugang zu Informationen über die
Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses zu er-
leichtern, insbesondere in Sachen, die den Vertragsstaat be-
treffen.

Artikel 18
Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt

1. Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Überein-
kommen oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakulta-
tivprotokolle unterzeichnet oder ratifiziert hat oder ihm bei-
getreten ist, zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen
Staaten vorgenommen werden kann, die das Übereinkommen
oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakultativproto-
kolle ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifika-
tionsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

3. Dieses Protokoll steht jedem Staat, der das Übereinkom-
men oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakultativ-
protokolle ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt
offen.

4. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.

Artikel 19
Inkrafttreten

1. Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der
zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

2. Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach Hinterlegung
der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert
oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner
eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 20
Nach dem Inkrafttreten begangene Verletzungen

1. Der Ausschuss ist nur zuständig für Verletzungen eines
in dem Übereinkommen und/oder den ersten beiden dazuge-
hörigen Fakultativprotokollen niedergelegten Rechts durch
den Vertragsstaat, die nach dem Inkrafttreten dieses Proto-
kolls begangen werden.

2. Wird ein Staat nach Inkrafttreten dieses Protokolls des-
sen Vertragspartei, so betreffen seine Verpflichtungen gegen-
über dem Ausschuss nur Verletzungen eines in dem Überein-
kommen und/oder den ersten beiden dazugehörigen Fakulta-
tivprotokollen niedergelegten Rechts, die nach Inkrafttreten
dieses Protokolls für den betreffenden Staat begangen wurden.

Artikel 21
Änderungen

1. Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Proto-
kolls vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Än-
derungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung,
ihm zu notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der
Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vor-
schlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten
nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der
Vertragsstaaten ein solches Treffen, so beruft der Generalse-
kretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der Vereinten
Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei
Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten
beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalver-
sammlung zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaa-
ten zur Annahme vorgelegt.
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2. Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Än-
derung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft,
zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei
Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die
Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine
Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen
haben, verbindlich.

Artikel 22
Kündigung

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit
durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen ge-
richtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung
wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalse-
kretär wirksam.

2. Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung
dieses Protokolls auf Mitteilungen nach Artikel 5 oder 12 oder
Untersuchungen nach Artikel 13, die vor dem Wirksamwerden
der Kündigung eingegangen oder begonnen worden sind.

Artikel 23
Verwahrer und Unterrichtung durch den Generalsekretär

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Ver-
wahrer dieses Protokolls.

2. Der Generalsekretär unterrichtet alle Staaten von

a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitrit-
ten nach diesem Protokoll;

b) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls
und seiner Änderungen nach Artikel 21;

c) Kündigungen nach Artikel 22.

Artikel 24
Sprachen

1. Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, engli-
scher, französischer, russischer und spanischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Na-
tionen hinterlegt.

2. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt
allen Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.

RESOLUTION 66/139

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/458,
Ziff. 32)136.

66/139. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des
Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet 
des Kinderschutzes 

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Rechte des
Kindes137 und seine Fakultativprotokolle138 und in Bekräftigung
aller ihrer früheren Resolutionen über die Rechte des Kindes, 

in der Erkenntnis, dass dem Staat bei der Förderung und
dem Schutz der Rechte des Kindes, namentlich dem Kinder-
schutz, die Hauptrolle und die Hauptverantwortung zu-
kommt, eingedenk dessen, wie wichtig es ist, dass die maß-
geblichen Akteure der Vereinten Nationen den Staat in dieser
Hinsicht unterstützen, 

erneut erklärend, dass das Wohl des Kindes, Nichtdis-
kriminierung, Teilhabe, Überleben und Entwicklung den
Rahmen für alle Maßnahmen bilden, die in Bezug auf Kinder
ergriffen werden, einschließlich der Maßnahmen eines Staa-
tes und aller maßgeblichen Akteure der Vereinten Nationen,
die auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes der Rech-
te des Kindes, namentlich des Kinderschutzes, tätig sind, 

in Anerkennung der wichtigen Rolle und der fortgesetz-
ten Arbeit des Systems der Vereinten Nationen und aller sei-
ner maßgeblichen Akteure bei der Förderung und dem Schutz
der Rechte des Kindes, namentlich dem Kinderschutz, sowie
in Anerkennung der Rolle und des Beitrags der Zivilgesell-
schaft in dieser Hinsicht, 

betonend, dass die weitere Stärkung der Zusammenarbeit
innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet
der Förderung und des Schutzes der Rechte des Kindes, nament-
lich des Kinderschutzes, wichtig dafür ist, die Bemühungen der
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verwirklichung der Rechte des
Kindes weiterhin zu unterstützen, und in dieser Hinsicht die
wichtige Rolle bekräftigend, die die Generalversammlung nach
wie vor bei der Stärkung der Zusammenarbeit und der Kohärenz
innerhalb des Systems der Vereinten Nationen spielt, 

1. begrüßt die bestehende Zusammenarbeit zwischen
den maßgeblichen Akteuren der Vereinten Nationen, die auf
dem Gebiet der Förderung und des Schutzes der Rechte des
Kindes, namentlich des Kinderschutzes, tätig sind, und ermu-
tigt sie, im Rahmen der vorhandenen Mittel und der bestehen-
den Mandate in ihren Berichten, die sie der Generalversamm-
lung vorlegen, besonders die Informationen über diese Zu-
sammenarbeit hervorzuheben und das Thema außerdem im
Rahmen des bestehenden interaktiven Dialogs des Dritten
Ausschusses unter dem Punkt „Förderung und Schutz der

136 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Belize, Bhutan, Bolivien (Plurinatio-
naler Staat), Brunei Darussalam, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Demokra-
tische Volksrepublik Laos, Ecuador, Guinea, Guinea-Bissau, Indien, In-
donesien, Kambodscha, Kasachstan, Kirgisistan, Libyen, Malaysia, Ma-
li, Marokko, Mauretanien, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Paki-
stan, Papua-Neuguinea, Philippinen, Senegal, Seychellen, Simbabwe,
Singapur, Sudan, Südsudan, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Vietnam und Zentralafrikanische Republik.

137 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996
Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
138 Ebd., Vol. 2171 und 2173, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1222; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006
5441 (Protokoll gegen Kinderhandel); dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl.
2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über
Kinder in bewaffneten Konflikten).




